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Herr Mundt, das Kartellamt hat in die-
sem Jahr Bußgelder in Höhe von 981
Millionen Euro verhängt. Was sind die
Ursachen für diesen Rekord?
Wir haben die Kartellverfolgung in
den zurückliegenden Jahren neu orga-
nisiert und die wichtige Kronzeugen-
regelung wurde im Jahr 2006 verfei-
nert. Eine Rolle spielt sicher auch die
Erhöhung der Bußgelder. Das Thema
ist endgültig in den Chefetagen ange-
kommen. Dadurch erhalten wir heute
auch mehr Hinweise als in der Ver-
gangenheit. Derzeit ernten wir die
Früchte dieser Verbesserungen.

Der Löwenanteil der Kartelle ent-
stammt dem Konsumgüterbereich,
Herstellerkartelle dominieren. Dennoch
ermitteln Sie mit viel Aufwand im Le-
bensmittelhandel. Ist das kein Wider-
spruch?
Es stimmt nicht, dass der Löwenanteil
der Kartelle im Konsumgüterbereich
angesiedelt ist. Wir sind ja auch bei
Transportbeton, Großdampfkesseln
und Bergbauspezialarbeiten tätig ge-
worden. Die mediale Aufmerksamkeit
ist bei Bier, Kaffee und Zucker nur
ungleich höher. Ich vermag im Übri-
gen keinen Widerspruch zu erkennen.

Wieso nicht?
Es ist offensichtlich, dass Edeka, Re-
we, Aldi und Lidl/Kaufland – vier Un-
ternehmen, die 85 Prozent des Le-
bensmittelhandels auf sich vereinen –
ein großes Potenzial für Marktmacht
haben. Deshalb haben wir die Sektor-
untersuchung eingeleitet. Die starke
Position des Handels entbindet die
Hersteller aber nicht davon, sich kar-
tellrechtskonform zu verhalten.

Treffen Sie mit den Verfahren nicht vor
allem den Mittelstand?
Dieser Vorwurf verfängt nicht. Allein
die Beispiele Bier und Kaffee zeigen,
dass auch multinationale Konzerne an
Kartellen beteiligt sind. Jedes Kartell
ist anders und hat ganz eigene Struk-
turfragen.

Sie schrecken nicht vor hohen Bußgel-
dern zurück. Sind dreistellige Milli-
onenbeträge gerechtfertigt?

„Jedes
Kartell ist
anders“
Der Präsident des
Bundeskartellamts, Andreas
Mundt, über die
Nachfragemacht des
Lebensmittelhandels,
Bußgeldrekorde und den
Vertrieb über
Onlineplattformen.

Sortimente TKK und Eis 30
Unverzichtbar: Die Umsätze mit
Obst und Kräutern aus dem Frost
wachsen nicht gerade in den Him-
mel. Doch für den Handel sind sie
ein fester Bestandteil des Tiefkühl-
Sortiments.

Belgische Experimente 27
Lidl testet im Nachbarland neue
Ideen und Formate.

Ein Ort für Genießer 28
Die Markthalle Kopenhagen ist
Trendsetter im dänischen LEH.
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Über die Bußgelder gibt es immer
Diskussionen. Den Betroffenen sind
sie zu hoch, den anderen, darunter
Verbraucherschützer, zu niedrig. Ich
denke, wir haben über unsere Buß-
geldleitlinien das richtige Maß gefun-
den. Beim Wurstkartell haben wir ge-
zeigt, dass wir gerade auch bei mittel-
ständischen Unternehmen bei der Be-
bußung mit Augenmaß vorgehen.

Auch die Praxis der Settlements steht
in der Kritik. Alfred T. Ritter, Ge-

schäftsführer von
Ritter Sport, rückt
das Vorgehen der Be-
hörde in einem Buch
in die Nähe von Nöti-
gung. Kleine Unter-

nehmen würden ins Settlement getrie-
ben, um Beweise gegen Konzerne vor-
legen zu können, heißt es.
Ich weise diesen Vorwurf mit aller
Entschiedenheit zurück. Wir pressen
niemanden in ein Settlement. Den
konkreten Fall kommentiere ich
nicht, aber für ein Settlement gibt es
klare Regeln. Wir gehen erst in die
Verhandlungen, wenn der Fall so weit
ausermittelt und abgeschlossen ist,
dass ein Beschluss ergehen kann. So
gehen wir in allen Fällen vor. Wir ar-
beiten nicht mit Wildwestmethoden.

Die Lebensmittelbranche wartet mit
Spannung auf die Veröffentlichung der
Sektoruntersuchung. Wann wird es so
weit sein?
Nach unseren derzeitigen Plänen En-
de dieses Monats.

Zu welchem Ergebnis kommt das Kar-
tellamt? Besteht eine „Gefährdungsla-
ge“ für den Wettbewerb?
Die Sektoruntersuchung wird keine
pauschale Aussage zur Nachfrage-
macht zum Ergebnis haben. Sie hat im
Wesentlichen zwei Funktionen: Zum
einen ist sie ein Beitrag zur öffentli-
chen Debatte um die Nachfragemacht
des Handels. Wir
stellen hierfür ei-
ne solide Daten-
grundlage zur
Verfügung. Zum
anderen dient uns die Erhebung als In-
strumentenkasten für künftige Verfah-
ren in der Branche. Insofern haben wir
bei der Edeka-Entscheidung bereits
von der Untersuchung profitiert.

Den Edeka-Beschluss zum Anzapfver-
bot bewerten Sie als Grundsatzent-
scheidung. Was sind die Kernaussa-
gen?
Wir sehen einen Missbrauch insbe-
sondere bei Forderungen ohne ent-
sprechende Gegenleistungen, Rosi-
nenpickerei, dem gezielten Heraus-

greifen einzelner Bestandteile einer
Vereinbarung sowie pauschalen Son-
derboni, die ohne Begründung gefor-
dert werden. Auch die rückwirkenden
Konditionsforderungen verdeutli-
chen, dass es um sehr fundamentale
Punkte ging. Die Entscheidung hat
daher grundsätzliche Bedeutung –
auch für die Zukunft. Sie fügt sich
nahtlos in die Diskussion ein, die auf
europäischer Ebene zum Thema „Un-
fair Practices“ geführt wird. Dort wer-
den diese Punkte aufgegriffen.

Die EU-Kommission plant aber freiwil-
lige Branchenvereinbarungen und kei-
ne unmittelbaren regulatorischen Ein-
griffe.
Die Kommission spricht von freiwilli-
gen Selbstverpflichtungen und be-
stärkt die Mitgliedsstaaten gleichzei-
tig darin, ihr nationales Instrumenta-
rium zu nutzen. Eine spätere Regulie-
rung ist damit ja nicht völlig ausge-
schlossen. Wir wollen keine europäi-
sche Regulierung, weil aus unserer
Sicht das Zusammenspiel von Selbst-
verpflichtung und Anzapfverbot der
richtige Weg ist.

Steht die Edeka-Entscheidung in die-
sem Zusammenhang?
Mit dem Edeka-Beschluss versuchen

wir, in diesem ökonomisch umstritte-
nen Bereich eine Linie zu finden, die
für uns und die Unternehmen hand-
habbar ist. Mit anderen Worten: Nur
auf Freiwilligkeit wollen wir in diesem
Bereich nicht setzen; ein Bußgeld wä-
re andererseits zu viel, ist allerdings
im Wiederholungsfall auch nicht aus-
geschlossen. Für alle Marktteilneh-
mer ist diese Vorgehensweise besser
als eine Regulierung, die die Hand-
lungsfreiheit wesentlich weiter ein-
schränken würde.

Edeka hat Beschwerde gegen die Ent-
scheidung eingelegt. Welche Punkte

halten Sie für an-
greifbar?
Wir begrüßen die
gerichtliche Klä-
rung. Bisher gab

es nur zum Bestwertabgleich eine
höchstrichterliche Entscheidung. Die
anderen Fragen sind neu und bewe-
gen sich auf ökonomisch schwierigem
Terrain. Aus unserer Sicht geht es
aber bei allen Punkten um klare Ver-
stöße, die auch vor Gericht Bestand
haben werden.

Im so genannten „Vertikal-Fall“, den
Verfahren, die 2010 mit Durchsuchun-
gen bei elf Handelsunternehmen und
vier Markenartikel-Herstellern began-
nen, ist von drohenden Bußgeldern in

zweistelliger Millionenhöhe die Rede.
Wann ist hier mit einer Entscheidung
zu rechnen?
Das Gros der Verfahren wird in die-
sem Jahr abgeschlossen, einige erst im
nächsten Jahr. Der Fall ist sehr kom-
plex, viele Unternehmen sind betei-
ligt, und es ist völlig verfrüht über die
Höhe der Bußgelder zu spekulieren.

Verfahrensbeteiligte kritisieren, dass
Ihre Behörde Usancen verfolgt, die seit
Jahren Gang und Gäbe seien.
Nicht wenige Kartelle existieren ja
auch über viele Jahre, was nichts über
ihre Zulässigkeit aussagt. Wenn die
Ergebnisse in diesem Fall auf dem
Tisch liegen, wird das Verständnis für
unser Vorgehen sicherlich ausgepräg-
ter sein. Es geht nicht um den soge-
nannten Graubereich, sondern um
glasklare Kartellverstöße, um verbote-
ne Absprachen. Über andere Verhal-
tensweisen werden wir im Anschluss
an die Entscheidungen mit der Bran-
che diskutieren müssen.

Wird es eine zweite Handreichung des
Kartellamts zu vertikalen Preisbindun-
gen geben, nach dem Vorbild der öster-
reichischen Wettbewerbsbehörde?
Das werden wir im Nachgang ent-
scheiden. Die Österreicher haben ei-
nen guten Leitfaden vorlegt. Wir wer-
den dies im Einzelnen prüfen.

Der stationäre Fachhandel und Mar-
kenhersteller kritisieren das Vorgehen
des Amtes gegen Verkaufsverbote auf
Onlineplattformen. Warum sind Sie hier
aktiv?
Weil sich Händler bei uns beschwe-
ren, dass ihnen der On-
linevertrieb durch das
Marktplatzverbot faktisch
untersagt wird, während der
Hersteller oder große Händ-
ler die Waren im Internet
vertreiben. Uns geht es
nicht darum, pauschal den
Onlinehandel zu öffnen.
Wir haben nichts gegen se-
lektive Vertriebssysteme. Sie
müssen aber – online wie
offline – angemessen und
diskriminierungsfrei sein
und dürfen Händler, die ja
am Selektivvertrieb teilneh-
men, nicht benachteiligen.

Das Nachrichtenmagazin
Spiegel bezeichnete das Kar-
tellamt in diesem Zusam-
menhang als den „Totengrä-
ber des Fachhandels“.
Die Diskussion ist völlig
überzeichnet und auch ein
bisschen rückwärtsgewandt.
Es wird so getan, als ob wir
den Onlinehandel erst er-
möglichen würden. Tatsa-
che ist, dass sich die Ver-
triebsmodelle längst erheb-
lich gewandelt haben und
dies auch zukünftig tun wer-
den. Unsere Aufgabe ist es nicht, die
Nachhaltigkeit von Geschäftsmodel-
len zu bewerten. Wichtig ist aber,
dass in diesem dynamischen Umfeld
nicht nur die Angebote der großen

Händler und Hersteller im Netz ge-
funden werden, sondern auch kleine
Händler eine Chance haben, diesen
Vertriebsweg zu nutzen. Wir müssen
als Wettbewerbsbehörde dafür sor-
gen, dass Vertriebskanäle offengehal-
ten werden.

Gibt es für Markenhersteller Möglich-
keiten, Qualitätskriterien für On-
lineplattformen festzuschreiben?
Ja, die gibt es. Mit dem Sportartikel-
hersteller Asics stehen wir derzeit in
Verhandlungen über die Festlegung
solcher Kriterien. Wenn dieser Pilotfall
abgeschlossen ist, haben wir eine gute
Grundlage, an der sich Hersteller und
Händler orientieren können. Nach un-
serer Auffassung handelt es sich beim
pauschalen Verbot von Onlineplattfor-
men, Preissuchmaschinen und der Lo-
go-Verwendung um schwerwiegende
Beschränkungen des Wettbewerbs.

Damit betätigt sich das Kartellamt als
europäischer Vorreiter. Wäre es nicht
eher die Aufgabe der EU-Kommission,
die Frage der vertikalen Vertriebsbe-
schränkung zu bewerten?
Die Kommission ist lediglich „Primus
inter pares“, wenn es um die einheitli-
che Rechtsanwendung in Europa
geht. Eine nationale Behörde kann
durchaus Vorreiter sein, wobei ich gar
nicht sagen will, ob wir das sind. Wir
haben aufgrund von Beschwerden
Fälle aufgegriffen, aber auch in Frank-
reich und anderen Mitgliedsstaaten
gibt es Verfahren zu dieser Thematik.
Angesichts der internationalen Aus-
richtung der Vertriebskonzepte vieler
Hersteller ist es nicht ausgeschlossen,

dass die Entscheidungen nationaler
Behörden grenzüberschreitenden
Einfluss haben können. lz 36-14

Das Gespräch führte Hanno Bender.

Andreas Mundt (54) ist seit An-
fang 2010 Präsident des Bundes-
kartellamts. Die Behörde hält die
Lebensmittelbranche derzeit in
Atem. Nach der im Juli bekannt
gegebenen Entscheidung zum so-
genannten Anzapfverbot im Ede-
ka-Fall will sie am 24. September
die Sektoruntersuchung im Le-
bensmittelhandel veröffentlichen.

Seit drei Jahren sammeln die
Bonner Beamten dazu umfangrei-
che Daten in Handel und Indus-
trie. In 21 Handelsunternehmen
und bei 200 Herstellern von Le-
bensmitteln haben sie Mengen,
Umsätze, Listenpreise und Kondi-
tionen von rund 250Artikeln erho-
ben. Die Veröffentlichung könnte
die öffentliche Debatte um das
Thema „Nachfragemacht des
Handels“ erneut befeuern. Ende
des Jahres stehen zudem die Ent-
scheidungen in den Bußgeldver-
fahren an, die das Amt im Januar
2010 gegen eine ganze Reihe von
namhaften Handelsunternehmen
eingeleitet hatte. be/lz 36-14
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Der Hüter des
Wettbewerbs

„Wir gehen mit
Augenmaß vor“

„Wir wollen keine
Regulierung"
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